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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Dienstag, 28. Januar, 18 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
Oberbürgermeister Dieter Reiter begrüßt die Gäste zum Neujahrsempfang 
für Schülersprecher*innen und Verbindungslehrkräfte.

Wiederholung
Dienstag, 28. Januar, 18.30 Uhr, Einstein Kultur, Einsteinstraße 42
Beim Neujahrsempfang des Stadtbunds Münchner Frauenverbände spre-
chen Bürgermeister Dominik Krause und Bürgermeisterin Verena Dietl 
Grußworte.

Donnerstag, 30. Januar, 11.30 Uhr, Stiftsbogen 148
Stadtrat Matthias Stadler (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 
gratuliert der Münchner Bürgerin Margareta Bantzhaff im Namen der Stadt 
zum 100. Geburtstag.

Bürgerangelegenheiten

Montag, 3. Februar, 18.30 Uhr, Sozialbürgerhaus Sendling, Sitzungs-
saal, Meindlstraße 16 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 6 (Sendling). Zu Beginn der Sitzung findet 
eine Bürgersprechstunde statt.

Meldungen

OB Reiter gratuliert Michael Krüger zum Literaturpreis Premio Nonino
(27.1.2025) Oberbürgermeister Dieter Reiter gratuliert dem Schriftsteller 
und Münchner Ehrenbürger Dr. h.c. Michael Krüger zum Literaturpreis Pre-
mio Nonino für internationale Literatur: „Dieser Preis reiht sich in die lange 
Liste Deiner Auszeichnungen ein, die die Strahlkraft Deines Gesamtwerks 
über die deutschsprachigen Grenzen hinaus eindrücklich betont. Der Pre-
mio Nonino wird seit 50 Jahren in der norditalienischen Gemeinde Percoto 
vergeben, dem Stammsitz der gleichnamigen Brennerei. Berauscht nicht 
vom Grappa, sondern von Deiner Literatur zeigen sich unter anderem John 
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Banville und Claudio Magris, beides Schriftsteller von Weltrang, die heuer 
der Jury angehörten, beeindruckt:
‚Beim Lesen dessen, was Michael Krüger schreibt, entdecken wir, dass 
dies auch unsere Gefühle und Gedanken sind, aber wir brauchen ihn, um 
sie in seinen Artikeln, in seinen Romanen und Kurzgeschichten, in seinen 
Gedichten zu entdecken, um sie uns zu eigen zu machen und zu entde-
cken, dass er es ist, der sie aus uns herausholt und dass wir, nachdem wir 
ihn gelesen haben, ein bisschen mehr wir selbst geworden sind.‘
Ich gratuliere Dir von Herzen zum Premio Nonino und erhebe mein Glas 
auf Dein Wohl. Salute!“

Frauen*-Nacht-Taxi: Fünf-Euro-Gutscheine rechtzeitig einreichen
(27.1.2025) Das Kreisverwaltungsreferat erinnert Taxifahrer*innen und 
Fahrgäste daran, Fahrten mit dem Frauen*-Nacht-Taxi, für die ein Fünf-Eu-
ro-Gutschein verwendet wurde, bis 30. Juni 2025 zur Erstattung einzurei-
chen. Auch für Nutzer*innen gilt weiterhin: Falls ein*e Taxifahrer*in einen 
Gutschein nicht annimmt, kann der ausgefüllte Gutschein zusammen mit 
der Taxiquittung (jeweils im Original) und der Bankverbindung zur Abrech-
nung beim Kreisverwaltungsreferat, HA I/222, Ruppertstraße 19, 80337 
München, eingereicht werden.
Das Frauen*-Nacht-Taxi richtet sich an alle Frauen*, einschließlich Trans-
frauen und Frauen mit dem Geschlechtseintrag „divers“ sowie non-binäre 
Personen. Weitere Frauen* sowie Kinder dürfen im selben Taxi mitfahren. 
Pro Fahrt kann ein Gutschein eingelöst werden – auch wenn sich mehrere 
Personen ein Taxi teilen.
Seit 1. Januar 2025 sind nur noch die neuen Gutscheine im Wert von zehn 
Euro gültig. Diese können zwischen 22 und 6 Uhr für Taxifahrten verwen-
det werden, die im Münchner Stadtgebiet beginnen und zu einer Wohnad-
resse führen.
Die Gutscheine sind kostenlos erhältlich im Bürgerbüro in der Ruppert- 
straße 19 (Eingang 19B), in den Sozialbürgerhäusern, Stadtbibliotheken, 
der Stadtinformation sowie bei der Gleichstellungsstelle für Frauen. Pro 
Vorsprache werden drei Gutscheine ausgegeben.
Das Frauen*-Nacht-Taxi ist ein niedrigschwelliges Angebot der Stadt Mün-
chen, um Frauen* die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben zu erleich-
tern und ihnen einen sicheren Heimweg zu ermöglichen. Denn Frauen* 
fühlen sich abends und nachts im öffentlichen Raum deutlich unsicherer 
als Männer. Die Gutscheine sollen diesen Nachteil ausgleichen.



Rathaus Umschau
27.1.2025, Seite 4

Perspektive Kita 2030 – Zukunft Kita mitgestalten
(27.1.2025) Eine hochwertige Kinderbetreuung und frühe Förderung sind 
entscheidende Zukunftsaufgaben. Mit der Perspektive Kita 2030 setzt 
die Stadt München deshalb auf eine strategische Weiterentwicklung der 
Fach- und Ausbauplanung der Kindertagesbetreuung, um Bedürfnissen 
von Kindern und Familien gerecht zu werden und bestmögliche Qualität zu 
sichern. Der Stadtrat hat den Auftrag zur Fortschreibung der Perspektive 
Kita 2030 erteilt. Die Koordination übernimmt die Stabsstelle Strategie und 
Grundsatz im Geschäftsbereich KITA des Referats für Bildung und Sport. 
Die Erarbeitung erfolgt unter frühzeitiger und umfangreicher Beteiligung 
der städtischen Referate und Münchner Verbände, Träger und weiteren Ko-
operationspartner*innen.
Der Startschuss für die breit angelegte Beteiligungsphase fiel mit einer 
Auftaktveranstaltung am 23. Oktober 2024. Darauf aufbauend wurden im 
November 2024 im Rahmen von Beteiligungstagen sowie einer Online-Be-
teiligung die Inhalte der Perspektive Kita 2030 partizipativ weiterentwickelt. 
Über 100 weitere Expert*innen rund um die Kindertagesbetreuung nah-
men an den Beteiligungstagen teil. Der Fokus lag hierbei auf der Samm-
lung möglicher Maßnahmen und Strategien für die Schwerpunkte und 
Handlungsfelder, welche im Vorfeld gemeinsam erarbeitet worden waren. 
Expert*innen aus dem Geschäftsbereich KITA werden Anfang 2025 in 
Arbeitsgruppen die Maßnahmen konkretisieren. Anschließend wird eine 
Beschlussvorlage verfasst, die in den Stadtrat eingebracht wird. 
Die vier partizipativ erarbeiteten strategischen Schwerpunkte und ihre 
Handlungsfelder (Stand Dezember 2024): 
1.	 Qualität in der Kindertagesbetreuung
	 - Qualitative Rahmenbedingungen
	 - Personal in der Kindertagesbetreuung
	 - Kinderrechte, Partizipation und Demokratiebildung
2.	 Zukunftsfähigkeit
	 - Ein bedarfsgerechter Platz für jedes Kind
	 - Umgang mit gesellschaftlichen Herausforderungen und Krisen
	 - Digitale Transformation
3.	 Teilhabe, Chancengerechtigkeit und Sozialraumorientierung
	 - Bildungs- und Entwicklungschancen
	 - Chancengerechtigkeit
	 - Kooperation und Übergänge gestalten
4.	 Schwerpunkte
	 - Soziale Gerechtigkeit
	 - Gesundheit, Sicherheit und Kinderschutz
	 - Nachhaltige Entwicklung
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Die Schwerpunkte mit ihren jeweiligen Visionen, Zielen, Strategien und 
Maßnahmen sind als mögliche Antwort auf die gegenwärtigen und zukünf-
tigen Herausforderungen zu verstehen. Dabei verfolgt die Perspektive Kita 
2030 nicht den Anspruch einer allumfassenden Darstellung, was gerade 
durch die regelmäßigen Veränderungen in den Familien wie auch in der 
Betreuungslandschaft nicht leistbar wäre. Stattdessen greift sie Bereiche 
heraus, die im Sinne einer kommunalen Verantwortung von hoher Relevanz 
erscheinen, um bedarfs- und bedürfnisgerechte Betreuungsangebote, 
bestmögliche Qualität und eine Trägervielfalt zu gewährleisten.
Die Perspektive Kita 2030 als Strategiepapier ist ein integrierender Orien-
tierungsrahmen für alle Träger in München und richtet sich nicht nur an die 
städtischen Kindertageseinrichtungen, sondern bezieht sich auf alle Ange-
bote der stadtweiten Münchner Kindertagesbetreuung, auch der freige-
meinnützigen und sonstigen Träger, denn die Landeshauptstadt München 
verfolgt seit vielen Jahren den Weg der Pluralität von Trägern. Dies wird 
dem Wunsch- und Wahlrecht der Eltern und der Subsidiarität gerecht.

Gespräch mit der Zeitzeugin Rina Lipshic
(27.1.2025) Das Jüdische Museum München lädt am Donnerstag, 30. 
Januar, zusammen mit der Gesellschaft für christlich-jüdische Zusam-
menarbeit und weiteren Kooperationspartner*innen um 19 Uhr anlässlich 
des Tags des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus zu einem 
Gespräch mit der Zeitzeugin Rina Lipshic ein. Das Gespräch findet in der 
Evangelischen Stadtakademie, Herzog-Wilhelm-Straße 24 statt. Anmel-
dung per E-Mail an info@gcjz-m.de.
In ihrer frühen Kindheit verlor Rina Lipshic, damals noch Rina Schröter, 
ihren Vater, der Suizid seiner Auslieferung an die Gestapo vorzog. Mit ihrer 
Mutter und weiteren Verwandten floh sie in die UdSSR und überlebte den 
Zweiten Weltkrieg unter schwierigen Bedingungen in Sibirien und Kasach-
stan. Um der Tochter schnell ein besseres Leben zu ermöglichen, trennte 
sich die Mutter von dem Mädchen – doch diese als vorübergehend ge-
dachte Zeit in der Obhut von Verwandten und Pflegepersonen sollte lange 
dauern. Nach Stationen in Krakau, Prag und Paris wanderte Rina Schröter 
als Jugendliche nach Israel aus, wo sie die Schule abschloss, Wehrdienst 
leistete und ein Studium begann. Mit ihrem Mann Josef Lipshic zog sie 
schließlich nach München, sie führten dort ein Antiquitätengeschäft und 
engagierten sich im deutsch-israelischen Dialog. In den letzten Jahren 
setzte sich Rina Lipshic verstärkt als Zeitzeugin für die Erinnerungsarbeit 
ein.
Eine Veranstaltung der Gesellschaft für christlich-jüdische Zusammenarbeit 
e. V. in Kooperation mit der Evangelischen Stadtakademie, der Liberalen 
Jüdischen Gemeinde München Beth Shalom, der Europäischen Janusz 
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Korczak Akademie, der Domberg Akademie und dem Jüdischen Museum 
München. Weitere Infos unter www.juedisches-museum-muenchen.de/
kalender/details/zeitzeuginnengespraech-mit-rina-lipshic-378. 

Filmmuseum: „Open Scene“ in memoriam David Lynch
(27.1.2025) Das Filmmuseum München erinnert an den am 15. Januar ver-
storbenen Künstler und Regisseur David Lynch und zeigt in der nächsten 
Ausgabe der Reihe „Open Scene“ am Donnerstag, 30. Januar, um 19 Uhr 
zwei Filme aus dessen Frühwerk: den surrealen Kurzfilm „The Grandmo-
ther“ und seinen zweiten Spielfilm „The Elephant Man“.
Basierend auf einer wahren Geschichte erzählt David Lynch in seinem 
frühen Schwarzweißfilm „The Elephant Man“ die tragische Geschichte 
des „Elefantenmenschen“ John Merrick, der von einer seltenen Krankheit 
entstellt ist und zum Monster degradiert wird. Wegen seiner bizarren kör-
perlichen Missbildung wird er als Attraktion auf Jahrmärkten ausgestellt 
– dabei steckt hinter dem abschreckenden Äußeren ein intelligenter und 
sensibler Mann. Erst sein Arzt Frederick Treves befreit ihn aus dieser Lage 
und versucht, ihn in die Gesellschaft zu integrieren. 
Der Kurzfilm „The Grandmother“ stellt eine amerikanische Kleinfamilie und 
einen Jungen vor, der aus einem Samenkorn seine eigene Großmutter er-
schaffen will. Schon in diesem frühen Kurzfilm zeigt David Lynch surreale, 
geheimnisvolle Welten mit bizarren Abgründen, die hinter dem Normalen 
lauern. 
Der Eintritt kostet 5 Euro beziehungsweise 4 Euro bei Mitgliedschaft im 
Förderverein MFZ. Der Kartenvorverkauf ist online oder an der Abendkasse 
möglich, die 60 Minuten vor Vorstellungsbeginn öffnet. Es gibt keine Re-
servierungen. Das Kino des Filmmuseums ist rollstuhlgerecht zugänglich 
und mit einer Induktionsschleife für Hörgeschädigte ausgestattet.

Bauzentrum: „Balkonkraftwerk und virtuelle Eigentümerversammlung“
(27.1.2025) Das Bauzentrum München lädt am Donnerstag, 30. Januar, um 
18 Uhr ein zum Online-Infoabend „Balkonkraftwerk und virtuelle Eigentü-
merversammlung: Wohnungseigentumsgesetz und Mietrecht im Wandel“. 
Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Online-Anmeldung ist erforderlich unter 
https://t1p.de/uplmq.
Mitte Oktober 2024 ist die Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes 
in Kraft getreten, wonach Steckersolargeräte (Balkonkraftwerke) nun eine 
sogenannte „privilegierte“ bauliche Maßnahme sind. Mieter*innen und 
Wohnungseigentümer*innen haben nun einen rechtlichen Anspruch, ein 
eigenes Steckersolargerät in Betrieb zu nehmen. Das bedeutet zwar nicht, 
dass die Installation eines Steckersolargerätes in einer Wohnungseigentü-

https://www.juedisches-museum-muenchen.de/kalender/details/zeitzeuginnengespraech-mit-rina-lipshic-378
https://www.juedisches-museum-muenchen.de/kalender/details/zeitzeuginnengespraech-mit-rina-lipshic-378
https://t1p.de/uplmq
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mergemeinschaft ohne Beschluss erfolgen darf, sie kann aber auch nicht 
abgelehnt werden.
Mit derselben Gesetzesänderung hat der Gesetzgeber eine Beschluss-
kompetenz für virtuelle Eigentümerversammlungen eingeführt. Demnach 
können drei Viertel der vertretenen Eigentümer*innen in einer Versamm-
lung beschließen, dass Eigentümerversammlungen in den kommenden 
drei Jahren ausschließlich virtuell stattfinden sollen. Diese Regelung 
erleichtert die Teilnahme an Versammlungen für Mitglieder, die zum Bei-
spiel eine weite Anreise zum Ort der Eigentumswohnung oder aufgrund 
einer Einschränkung große Mühe haben, an einer Präsenzveranstaltung 
teilzunehmen. Rechtsanwältin und Mediatorin Juliana Helmstreit erläutert 
die Voraussetzungen, die für Abstimmungen in virtuellen Versammlungen 
erforderlich sind, ebenso wie die Schritte, die auf dem Weg zur Installation 
eines Balkonkraftwerks einzuhalten sind.
Weitere Informationen unter muenchen.de/bauzentrum und veranstaltun-
gen.muenchen.de/bauzentrum.

http://muenchen.de/bauzentrum
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 27. Januar 2025

Freier Eintritt und Vergünstigungen für Feuerwehrkräfte
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 20.6.2024

München initiiert den Beginn einer Städtepartnerschaft mit Ramallah
Antrag Stadtrats-Mitglieder Thomas Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / 
Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 28.11.2024

Konzertsommer in München – Wurde der Lärmschutz für Geflüchtete 
bei den Adele-Konzerten beachtet?
Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 11.9.2024

Wie sind die Ausnahmen für die Zufahrt in Fußgängerzonen geregelt, 
wie werden diese kommuniziert und wo besteht Optimierungsbe-
darf?
Anfrage Stadträte Hans Hammer, Hans-Peter Mehling, Manuel Pretzl und 
Thomas Schmid (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 
16.10.2024 
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Freier Eintritt und Vergünstigungen für Feuerwehrkräfte
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 20.6.2024

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teilen wir Ihnen auf diesem Wege zu Ih-
rem Antrag Folgendes mit:

In Ihrem Antrag führen Sie aus: „Die Landeshauptstadt München gewährt 
den Mitgliedern der freiwilligen Feuerwehr München sowie der angren-
zenden Landkreise freien oder vergünstigten Eintritt in städtische Bäder 
(M-Bäder) und Museen. Zudem erhalten sie ermäßigte Konzert- und Thea-
tertickets.“

Die Ehrenamtskarte Bayern ist ein Instrument zur Anerkennung ehrenamt-
licher Tätigkeiten. Die Vorteile der Akzeptanzstellen stehen allen Inhaber*in-
nen der Ehrenamtskarte Bayern zur Verfügung. Derzeit profitieren knapp 
230.000 Personen von den Vorteilen der Ehrenamtskarte an über 5.000 
Akzeptanzstellen in Bayern (Stand: 31. Oktober 2023). Auch in München 
gibt es zahlreiche Akzeptanzstellen und Vergünstigungen für Inhaber*innen 
der Ehrenamtskarte. Die Fachstelle BE im Direktorium arbeitet stetig da-
ran, das Angebot der Ehrenamtskarte durch weitere Akzeptanzstellen und 
Angebote, auch im Freizeitbereich, zu erweitern, um das Engagement und 
den Einsatz der ehrenamtlich Tätigen angemessen zu würdigen und unse-
ren Dank auszusprechen.

Die Ehrenamtskarte stellt eine eigenständige Anerkennungsform des Frei-
staats Bayern dar, dessen Konzeption vorsieht, dass die Akzeptanzstellen 
der Ehrenamtskarte die mit der Nutzung der Ehrenamtskarte entstehen-
den Kosten eigenständig tragen.

Bisher können Inhaber*innen der Ehrenamtskarte zahlreiche Freizeitange-
bote in München kostenfrei oder vergünstigt nutzen. Dazu zählen unter 
anderem der Dream-Bowl-Palace, Angebote des Flughafen München, 
Segway Tour München sowie die Boulderwelt mit all ihren drei Münchner 
Standorten. Zusätzlich bieten verschiedene Kinos, das BMW-Museum, das 
Deutsche Museum, das GOP Varieté Theater München sowie die Landes-
mediendienste Bayern attraktive Vergünstigungen für Inhaber*innen der 
Ehrenamtskarte an. Diese Initiativen fördern die Anerkennung ehrenamtli-
chen Engagements und unterstützen eine attraktive Freizeitgestaltung.
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Bezüglich der städtischen Bäder hat die Fachstelle Bürgerschaftliches En-
gagement das Referat für Arbeit und Wirtschaft um Stellungnahme gebe-
ten, das sich wie folgt geäußert hat:

„Wir haben die Stadtwerke München Ressort Bäder um Stellungnahme 
gebeten, die uns hierzu Folgendes mitteilte:
‚Die freiwilligen Feuerwehrkräfte leisten unbestritten einen unverzichtba-
ren Beitrag zur Sicherheit und zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger in 
München und im Landkreis München. Da es sich bei der Anzahl der Per-
sonen um eine Vielzahl handeln würde, können die M-Bäder nicht auf die 
Erlöse verzichten.

Sollte die LHM (analog freier Eintritt für Kinder und Jugendliche bis zum 
12. Lebensjahr) bereit sein, die entgangenen Einnahmen der SWM zu kom-
pensieren, würden die SWM einen Weg zur Abwicklung einrichten.‘
 
Stellungnahme RAW:
Bei der Finanzierung eines freien oder vergünstigten Eintritts in die städti-
schen Bäder und Museen sowie die Finanzierung ermäßigter Konzert- und 
Theatertickets für Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr handelt es sich 
um eine freiwillige städtische Leistung.

Vor dem Hintergrund der aktuellen städtischen Haushaltslage und der da-
mit verbundenen derzeitigen referatsübergreifenden Konsolidierungsmaß-
nahmen können diese Leistungen aus Haushaltsmitteln des RAW nicht 
aufgebracht werden. Eine Gewährung freier oder vergünstigter Eintritte für 
die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr ist aus Mitteln des RAW deshalb 
nicht möglich.“

Darüber hinaus möchten wir darauf hinweisen, dass die Anerkennung 
„München Dankt!“ in Form eines Gutscheinheftes den berechtigten In-
habern*innen die Möglichkeit bietet, einmalig kostenfrei in die M-Bäder 
einzutreten.

Das Kulturreferat teilte mit, dass die Ehrenamtskarte bereits in den Mu-
seen der Landeshauptstadt München (Jüdisches Museum, Stadtmuseum, 
Lenbachhaus, Villa Stuck) akzeptiert wird. Mit der aktuellen Satzungsän-
derung wird dies ab 2025 auch für das Valentin-Karlstadt-Musäum gelten. 
Das NS-Dokumentationszentrum bietet ohnehin freien Eintritt.
Für die Münchner Philharmoniker und die städtischen Theater prüft das 
Kulturreferat derzeit die Möglichkeiten, diese ebenfalls als Akzeptanzstel-
len für die Ehrenamtskarte umzusetzen. 
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Abschließend lässt sich festhalten, dass die freiwilligen Feuerwehrkräfte 
unbestritten einen wichtigen Beitrag zur Sicherheit und zum Wohl der Bür-
ger*innen in München und im Landkreis München leisten. Für zusätzliche 
Vergünstigungen abseits der Ehrenamtskarte können jedoch absehbar 
keine finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt werden. Zudem sollte be-
rücksichtigt werden, dass zusätzliche Vergünstigungen für Feuerwehrkräfte 
zu einer Benachteiligung anderer ehrenamtlich tätiger Personen im Bereich 
der Daseinsvorsorge führen könnten.

Von den vorstehenden Ausführungen bitte ich Kenntnis zu nehmen und 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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München initiiert den Beginn einer Städtepartnerschaft mit Ramallah
Antrag Stadtrats-Mitglieder Thomas Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / 
Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 28.11.2024

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

Sie haben am 28.11.2024 Folgendes beantragt:
„Der Oberbürgermeister wird gebeten, bezüglich der Aufnahme städ-
tepartnerschaftlicher Gespräche in Kontakt mit der Stadtverwaltung von 
Ramallah zu treten. Ziel soll der Abschluss eines Partnerschaftsvertrages 
sein. Als Beispiel kann die bereits bestehende Städtepartnerschaft zwi-
schen Bordeaux und Ramallah dienen.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag als Brief zu 
beantworten.

Zu Ihrem Antrag teile ich Ihnen Folgendes mit:

Die Landeshauptstadt München ist mit acht Städten: Edinburgh/Großbri-
tannien, Verona/Italien, Bordeaux/Frankreich, Sapporo/Japan, Cincinnati/
USA, Kyiv/Ukraine, Harare/Simbabwe und seit 2021 mit Be’er Sheva/Israel 
durch eine Städtepartnerschaft verbunden. Der Wunsch des Stadtrates ist 
es, die bereits bestehenden Partnerschaften auszubauen und zu vertiefen. 
Da aus diesen Gründen die Sorge besteht, neuen Partnerstädten nicht in 
einem angemessenen Umfang gerecht werden zu können, bitte ich um 
Verständnis, dass bis auf Weiteres keine neuen Verbindungen eingegangen 
werden sollen.

Von den vorstehenden Ausführungen bitte ich Kenntnis zu nehmen und 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Konzertsommer in München – Wurde der Lärmschutz für Geflüchtete 
bei den Adele-Konzerten beachtet?
Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 11.9.2024

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller-Gradl:

Vielen Dank für Ihre Anfrage vom 12.9.2024, in der Sie Folgendes ausfüh-
ren:
„In direkter Nähe zum extra für Adele aufgebauten Mega-Konzert-Areal mit 
Riesenrad, Second Stage (‚Karaoke Bühne‘), Feuerwerk, Pyroshow und Ka-
russell befindet sich auf dem Messegelände ebenso eine (Akut-)Unterkunft 
für Geflüchtete. 
Somit war es nicht nur so, dass die Bewohner*innen der dortigen Unter-
kunft unmittelbar neben dem Konzertareal untergebracht sind, auch fand 
nach Konzertende um circa 22 Uhr der Abfluss der Gäste (730.000 insge-
samt) auf der Sonderfreifläche der Messe München, dem Areal direkt ne-
ben der Unterkunft, statt. Dies umfasst neben dem Fußverkehr zusätzlich 
‚Kiss & Ride und Taxi Zone‘, MVG-Sonderbusse, Lautsprecherdurchsagen 
zur Steuerung der Massen etc. 
Bewohner*innen von Geflüchtetenunterkünften zählen zu einer beson-
ders vulnerablen Gruppe, so dass der Stadt München hier eine besondere 
Schutzfunktion zukommt. Die geschilderten Begebenheiten lassen den 
Eindruck entstehen, dass der Veranstalter der Konzertreihe und die Stadt 
München die besondere Schutzbedürftigkeit der Menschen in der Unter-
kunft nicht gewahrt haben. Das Sozialreferat wusste sich nicht anders zu 
helfen, als das Problem durch einen in der Turnhalle der Städtischen Be-
rufsschule für Rechts- und Verwaltungsberufe eingerichteten ‚Schutzraum‘ 
zu lösen.“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen in Rücksprache mit 
dem Referat für Klima- und Umweltschutz, dem Sozialreferat sowie dem 
Referat für Arbeit und Wirtschaft Folgendes mitteilen: 

Frage 1:
Da die Akutunterkunft statt wie geplant bis Ende Juli 2024 bis Ende Sep-
tember 2024 belegt werden musste, wurde seitens des RKU ein Schall-
schutzgutachten für die Unterkunft erarbeitet. Was sind die genauen 
Ergebnisse dieses Gutachtens? Von welchen zu erwartenden Lärmpegeln 
wurde bis 22 Uhr und von 22 – 24 Uhr ausgegangen? 



Rathaus Umschau
27.1.2025, Seite 14

Antwort: 
Das Referat für Klima- und Umweltschutz hat uns als Fachdienststelle zum 
Thema Immissionsschutz folgende Stellungnahme hierzu zukommen las-
sen: 

„Das Schallschutzgutachten wurde nicht vom RKU erarbeitet, sondern von 
einer Gutachterfirma für Schallimmissionsschutz. Aus der Immissionspro-
gnose dieser Firma konnte abgeleitet werden, dass an der umliegenden 
Wohnbebauung in München und den Gemeinden Feldkirchen, Haar/Salm-
dorf, Aschheim/Dornach der zulässige Immissionsrichtwert in der Zeit von 
7 – 23 Uhr von 70 dB(A) und in der Zeit von 23 – 7. Uhr von 55 dB(A) einge-
halten werden kann.

An den temporären Flüchtlingsunterkünften auf dem östlich gelegenen 
Messeparkplatz P 12 wurden jedoch Überschreitungen des zulässigen Im-
missionsrichtwertes um bis zu 5-10 dB(A) prognostiziert.

Dabei ging der Gutachter davon aus, dass der Zuschauerbereich mit einer 
Lautstärke von 99 dB(A) bespielt wird. Um den zulässigen Immissionsricht-
wert von 70 dB(A) einhalten zu können, hätte die Lautstärke im Konzertbe-
reich auf 89-94 dB(A) abgesenkt werden müssen.

Bei einem Rock- oder Popkonzert kann aufgrund der großen Besucherzahl 
von einer Grundgeräuschkulisse im Zuschauerbereich von ca. 85 dB(A) 
ausgegangen werden. Für eine gute Verständlichkeit der Darbietungen 
ist ein Schalldruckpegel erforderlich, der mindestens 10 dB(A) über dem 
Hintergrundgeräuschpegel liegt. Für diese Konzertreihe war daher im hin-
tersten Zuschauerbereich mit einem äquivalenten Schalldruckpegel von 95 
dB(A) zu rechnen. 

Da der zulässige Immissionsrichtwert von 70 dB(A) an der Unterkunft nicht 
eingehalten werden konnte und somit die Durchführung der Konzerte 
gefährdet war, hat das Sozialreferat entschieden, den Schutzsuchenden 
während der Konzerte ein Ausweichquartier zur Verfügung zu stellen. Wir 
möchten darauf hinweisen, dass bei der Vorplanung im Jahr 2023 kom-
muniziert worden war, dass die Leichtbauhallen zur Unterbringung von 
Geflüchteten Ende Mai 2024 abgebaut und an einer anderen Stelle neu 
aufgebaut werden sollten.“

Frage 2:
Warum wurde keine Verlagerung der Second-Stage etc. auf die westliche 
Seite der Konzertarena angeordnet, um die Bewohner*innen der Akutun-
terkunft vor dem erhöhtem Lärmbereich zu schützen? 
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Antwort: 
Die „Second-Stage“ war auf der westlichen Seite der Konzertarena ver-
ortet. Wir gehen insofern davon aus, dass eine Verlegung auf die östliche 
Seite gemeint war. 
Die Beplanung der Veranstaltungsfläche (dazu zählt auch die Lage der Büh-
nen) obliegt dem Veranstalter. Die Detailplanung des Aufbaus dauerte auf-
grund der Komplexität der Veranstaltung mehrere Monate. Der Veranstalter 
konnte zu Planungsbeginn davon ausgehen, dass die Flüchtlingsunterkunft 
zum Konzertbeginn nicht mehr genutzt wird. 

Das Referat für Klima- und Umweltschutz hat uns ergänzend folgenden 
Beitrag hierzu zukommen lassen: 
„Das RKU hatte keine verwaltungsrechtlichen Möglichkeiten eine Verla-
gerung der Second-Stage zu verlangen. Dies wäre auch nicht notwendig 
gewesen, da für die Bewohner*innen eine Ersatzunterkunft zur Verfügung 
stand“.

Frage 3:
Wurde das Konzept des „Schutzraumes“ bei einem Konzert schon einmal 
in München umgesetzt, um Menschen in Wohngebieten vor zu hohen Lär-
memissionen zu schützen?

Antwort:
Dem Kreisverwaltungsreferat ist nicht bekannt, dass ein solcher „Schutz-
raum“ bei einem Konzert in der Vergangenheit bereits umgesetzt wurde. 
Auch das Referat für Klima- und Umweltschutz verneinte die Frage uns ge-
genüber. 

Frage 3a:
Aufgrund welcher rechtlichen Grundlage war ein Ausweichort ausreichend 
für den Lärmschutz der Bewohnenden? Wäre ein solcher Ausweichort auch 
für die Anwohnenden in den angrenzenden Wohngebieten umgesetzt wor-
den, um das Konzert stattfinden zu lassen?

Antwort: 
Das Lärmschutzgutachten geht nicht davon aus, dass an der regulären 
Wohnbebauung die zulässigen Werte überschritten werden. Insofern stellt 
sich die Frage nach einem Ersatzquartier für die Wohnbevölkerung nicht.

Das RKU nahm hierzu wie folgt Stellung: 
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„Das Ausweichquartier wurde so gewählt, dass die Einhaltung der zulässi-
gen Immissionsrichtwerte sichergestellt war. Die Beantwortung von Frage 
3a Satz 2 liegt nicht im Zuständigkeitsbereich des RKU.“

Das Sozialreferat hat dem KVR außerdem zu Frage 3a Satz 1 Folgendes 
mitgeteilt: 
„Die Entscheidung, einen Ausweichort für die Bewohner*innen zu stellen, 
basierte auf dem Ergebnis des Schallschutzgutachtens, welches im nörd-
lichen Bereich der Unterkunft eine Gefährdung für die Bewohner*innen 
durch die Immissionen sah, die von dem Konzert voraussichtlich ausgehen 
würde. 

Der Ausweichort war für die Anzahl an möglichen Schutzsuchenden ausrei-
chend und von der Unterkunft in Fußnähe zu erreichen.“

Frage 3b: 
Wie viele Bewohner*innen der Unterkunft haben das Angebot des 
„Schutzraums“ angenommen?

Antwort: 
Das Kreisverwaltungsreferat hat zur Beantwortung der Frage das Sozialre-
ferat um Stellungnahme gebeten. Dieses teilte dazu mit: 
„Trotz wiederholter Mitteilungen des Asylsozialdienstes und Aushänge 
über die Möglichkeit, für die Zeit des Konzertes den Schutzraum aufzusu-
chen, wurde dieses Angebot von niemanden wahrgenommen.“

Frage 3c: 
Warum wurde gerade einer vulnerablen Gruppe zugemutet, bis nach Mit-
ternacht in einer Turnhalle auszuharren, weil ein Großkonzert unbedingt 
durchgeführt werden musste? Waren zum Zeitpunkt des Konzertes auch 
Familien in der Unterkunft untergebracht?

Antwort: 
Das Sozialreferat teilte uns hierzu mit: 
„Die Unterbringung von geflüchteten Menschen auf dem Messegelände 
war nur bis Ende Juli 2024 vorgesehen, aufgrund des hohen Belegungs-
druckes jedoch bis Ende September 2024 verlängert und fiel somit auch in 
die Zeit der Veranstaltungen.
Zum Zeitpunkt der Schallschutzkonzeptplanung war die Unterkunft über-
wiegend von alleinstehenden jungen Männern belegt. Aufgrund der Über-
belegung der Erstanlaufstelle für Geflüchtete Personen aus der Ukraine 
in der Dachauer Straße 122, kam es im August auch zu einer temporären 
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Belegung der Unterkunft mit Familien. Im Übrigen siehe Antwort zu Frage 
3b“
 
Frage 3d:
Welche Ausstattung war in der Turnhalle gegeben? Wie lange durfte die 
Turnhalle als Unterkunft genutzt werden? Nur während der Konzerte oder 
auch über Nacht?

Antwort: 
Das KVR hat hierzu das Sozialreferat um Stellungnahme gebeten und fol-
gende Antwort erhalten: 
„Für die Bewohner wurden Isomatten, Bettdecken, Sitz- und Liegegele-
genheiten vorbereitet.
Die Verpflegung sollte über ‚Lunchpakete‘ erfolgen, welche vom Cate-
ringdienst der Unterkunft zusammengestellt wurden. Die Nutzung der 
Turnhalle war auf dem Zeitraum der Konzerte begrenzt, eine Übernachtung 
nicht vorgesehen. Den Bewohnern stand die Nutzung des städtischen 
W-Lan in der Turnhalle zur Verfügung. Die Betreuung vor Ort sollte durch 
den Asylsozialdienst und den Betreiber der Unterkunft auf dem Messege-
lände erfolgen. 
Wie oben geschildert, wurde dieses Angebot allerdings nicht genutzt.“

Frage 4:
Wie war die Sondergenehmigung für die Veranstaltung seitens des Kreis-
verwaltungsreferates? Welche Auflagen hatte der Veranstalter bzgl. Lärm-
schutz, insbesondere im Wohnbereich der Unterkunft? 

Antwort: 
Das Kreisverwaltungsreferat hat eine Veranstaltungserlaubnis gem. Art. 19 
Abs. 3 Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG) für die Veranstaltung 
auf Privatgrund erteilt. 

Für die Nutzung der Bereiche auf öffentlichem Verkehrsgrund wurde eine 
Erlaubnis nach § 29 Abs. 2 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) erteilt. In bei-
den Fällen ist dies keine Sondergenehmigung. 
Der Bescheid wurde mit sicherheitsrechtlichen Anordnungen versehen, 
insbesondere selbstverständlich auch mit Auflagen zum Lärmschutz. 
Die vom RKU als Fachdienststelle vorgeschlagenen Auflagen wurden ohne 
Änderung in die Erlaubnis übernommen. 

Das Referat für Klima- und Umweltschutz ließ uns folgende Stellungnahme 
hierzu zukommen: 
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„Da die Unterkunft während der Generalprobe bewohnt war, wurden zum 
Schutz der Bewohner*innen folgende Auflagen zum Immissionsschutz in 
die Genehmigungsbescheid vom 25.7.2024 des KVR aufgenommen:

1.	 Die Generalprobe ist zuverlässig bis spätestens 22.30 Uhr zu beenden.
2.	 Die Gesamtlautstärke der Generalprobe ist so zu bemessen, dass an 

der Flüchtlingsunterkunft auf dem Messeparkplatz Ost der Immissions-
richtwert von 70 dB(A) (6. – 22.30 Uhr) nicht überschritten wird. 

3.	 Während der gesamten Generalprobe sind die tieffrequenten Emissio-
nen im A-Frequenzbereich zwischen 40 bis 100 Hertz bestmöglich zu 
reduzieren.

4.	 Damit der unter Punkt 2 genannten Immissionsrichtwert eingehalten 
wird, darf während sämtlicher Musikdarbietungen ein Mittelungspegel 
von 70 dB(A) – als Halbstundenmittelwert LAeq (vgl. Nr. 2.7 Technische 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm vom 26.8.1998) - gemessen 
an der Flüchtlingsunterkunft auf dem Messeparkplatz Ost – nicht über-
schritten werden.

5.Während der gesamten Generalprobe ist durch eine nach § 29b BIm-
SchG bekanntgegebene Messtelle der unter Ziffer 4 vorgegebene Mit-
telungspegel LAeq kontinuierlich aufzuzeichnen und zu überprüfen.

6.	 Dem Gutachter ist durch den Veranstalter ein autorisierter Ansprech-
partner der Produktionsleitung zu benennen, der während der General-
probe vor Ort ständig erreichbar sein muss.

7.	 Überschreitungen der o.g. Immissionsrichtwerte sind seitens des 
Gutachters dem nach Ziffer 6 benannten Ansprechpartner unmittelbar 
mitzuteilen. Dieser muss entsprechend den Vorgaben des Gutachters 
unverzüglich die Reduzierung der Lautstärke veranlassen.

8.	 Die Ergebnisse der Schallpegelmessungen sind vom Gutachter in 
einem Messbericht darzustellen und spätestens eine Woche nach der 
Generalprobe dem Kreisverwaltungsreferat, KVR – I/25, unaufgefordert 
vorzulegen.

Die Generalprobe wurde, wie von uns gefordert, durch einen Sachver-
ständigen des Veranstalters sowie durch das RKU überwacht. Zu keinem 
Zeitpunkt wurde der genannte Immissionsrichtwert an der Unterkunft 
überschritten. 

Wir weisen jedoch darauf hin, dass die Generalprobe in einem leeren Sta-
dion stattfand. Somit wurde mit einer geringeren Lautstärke gespielt.

Da den Bewohner*innen für den Zeitraum der Konzerte eine Ersatzunter-
kunft zur Verfügung gestellt wurde, bestand keinerlei Veranlassung, die 
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reguläre Unterkunft vor den Auswirkungen des Lärms zu schützen. Somit 
wurden keine Auflagen formuliert.“

Frage 5:
Laut Zeitungsberichten wurde der Lärmpegel um die Willy-Brandt-Allee ge-
messen. Wurden ebenfalls z. B. um den Bereich Karl-Dressel-Straße/Ecke 
Siegmund-Riefler-Bogen Lärmwerte gemessen, also in direkter Nachbar-
schaft der Akutunterkunft?
a. Wenn nein, warum nicht?
b. Wenn ja, was waren die Messergebnisse?

Antwort: 
Das Referat für Klima- und Umweltschutz teilte uns hierzu mit: 
„Nein, da – wie vorstehend erläutert – vom Sozialreferat eine Ersatzunter-
kunft zur Verfügung gestellt worden war.“

Frage 6:
Wurde nur während des Adele-Konzerts der Lärmpegel in der Umgebung 
gemessen oder auch im Zeitraum zwischen 22.00 – 24.00 Uhr, während 
auf der Bühne in direkter Nähe der Unterkunft eine „Karaoke-Bühne“ be-
spielt wurde?
a. Wenn nein, warum nicht?
b. Wenn ja, was waren die jeweiligen Messergebnisse?

Antwort: 
Folgende Stellungnahme wurde vom Referat für Klima- und Umweltschutz 
an das Kreisverwaltungsreferat übermittelt: 
„Zunächst wurden nach den Konzerten keine Messungen durchgeführt, 
da die Prognoseberechnungen keine Überschreitungen des zulässigen 
Nachtrichtwertes von 55 dB(A) an den nächstgelegenen Wohnbebauun-
gen (Olympiastraße, Gemeinde Feldkirchen Feinerweg, Gemeinde Haar/
Salmdorf, Überreiterstraße, Gemeinde Aschheim/Dornach Riemer Straße, 
Landeshauptstadt München, Willy-Brandt-Allee, Landeshauptstadt Mün-
chen) erwarten ließen. Nachdem das KVR mehrere Beschwerden über die 
kleine Bühne erhalten hatte, wurde der Veranstalter gebeten, zusätzliche 
Messungen durchzuführen. 

Die durchgeführten Messungen haben ergeben, dass der zulässige Nacht- 
richtwert an sämtlichen Messpunkten deutlich unterschritten wurde.“

Frage 7:
Wurde der Lärmpegel auch im Zeitraum zwischen 24.00 – 01.00 während 
dem Abfluss der Gäste auf dem Gelände gemessen?



Rathaus Umschau
27.1.2025, Seite 20

a. Wenn nein, warum nicht?
b. Wenn ja, was waren die jeweiligen Messergebnisse?

Antwort: 
Das Referat für Klima- und Umweltschutz hat dem Kreisverwaltungsreferat 
hierzu mitgeteilt: 
„Nein, da davon auszugehen war, dass der zulässige Nachtrichtwert an 
den nächstgelegenen Wohnbebauungen eingehalten wird.“

Frage 8: 
Wir gehen davon aus, dass das Megakonzert auch Thema im Aufsichtsrat 
der Messe München gewesen ist. Hat Oberbürgermeister Dieter Reiter, 
als Vorsitzender des Aufsichtsrats, auf den notwendigen Schutz vulnerabler 
Gruppen hingewiesen oder seine Funktion und Kontakte dazu genutzt, den 
Schutz der Menschen in der Unterkunft sicherzustellen?

Antwort: 
Das Referat für Arbeit und Wirtschaft hat uns als Betreuungsreferat der 
Messe München GmbH folgende Antwort hierzu zukommen lassen: 
„Die Aufsichtsratsmitglieder sind gesetzlich zur Verschwiegenheit über 
vertrauliche Beratungen verpflichtet. Die gesetzliche Regelung hat auch 
den Zweck, die Funktionsfähigkeit des Gremiums durch eine offene Dis-
kussionskultur im Gremium zu fördern. 
Wir bitten um Verständnis, dass daher generell nicht aus Verhandlungen 
des Gremiums berichtet wird.“
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Wie sind die Ausnahmen für die Zufahrt in Fußgängerzonen geregelt, 
wie werden diese kommuniziert und wo besteht Optimierungsbe-
darf?
Anfrage Stadträte Hans Hammer, Hans-Peter Mehling, Manuel Pretzl und 
Thomas Schmid (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 
16.10.2024 

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller-Gradl:

In Ihrer Anfrage vom 16.10.2024 bitten Sie um Informationen zu Ausnah-
meregelungen für die Zufahrt in Fußgängerzonen.

Ihrer Anfrage schicken Sie folgenden Sachverhalt voraus:
„In München sind mittlerweile eine Reihe von Straßenzügen ganz oder 
teilweise als Fußgängerzonen oder als vergleichbare beschränkt-öffentliche 
Wege gewidmet. Auch in den Sommerstraßen ist die Zufahrt für mehrere 
Wochen bzw. Monate im Jahr beschränkt. Nichtsdestotrotz ist die Zufahrt 
in die Fußgängerzonen für Anwohnerinnen und Anwohner, Patientinnen 
und Patienten sowie für das lokale Gewerbe von großer Bedeutung. Im 
direkten Gespräch mit Betroffenen werden hier immer wieder unbekannte 
und unklare Regelungen, lange Bearbeitungszeiten und, bei häufiger not-
wendigen Bescheinigungen, hohe Kosten kritisiert.“

Zunächst bedanke ich mich für Ihre Geduld und die gewährte Fristverlän-
gerung. Die Fragen werden zusammen mit dem Mobilitätsreferat im Ein-
zelnen wie folgt beantwortet:

Frage 1: 
Gelten für alle Fußgängerzonen, Sommerstraßen und vergleichbar be-
schränkt-öffentlich gewidmete Wege in der Landeshauptstadt München 
für die betroffenen Bevölkerungsgruppen jeweils einheitliche Zufahrtsre-
gelungen? Betroffene Gruppen sind beispielsweise Anwohnerinnen und 
Anwohner, schwerbehinderte Personen, Personen mit Arztterminen bzw. 
Personen mit weiteren Terminen bei Vorliegen von gesundheitlichen Ein-
schränkungen, Pflegedienste und Angehörige von pflegebedürftigen Perso-
nen? 

Frage 2: 
Falls nein, warum nicht? 

Antwort zu Frage 1 und 2: 
Wir weisen zunächst daraufhin, dass es sich bei den sog. Sommerstraßen 
nicht um beschränkt öffentliche Wege handelt. Die Anordnung der Som-



Rathaus Umschau
27.1.2025, Seite 22

merstraßen als verkehrsberuhigte Bereiche erfordert keine Widmungsän-
derung, sodass sich hieraus auch keine Zufahrtsbeschränkungen ergeben. 
Eine Anordnung von Spielstraßen (mehrwöchige Sperrungen) als Sommer-
straßen erfolgt seit 2024 nicht mehr. Auch zuvor wurden keine Zufahrtser-
laubnisse erteilt, da meist nur kurze Straßenabschnitte ohne Grundstücks-
zufahrten umgestaltet wurden.

Die Benutzung einer Fußgängerzone ist dem Fußgängerverkehr vorbehal-
ten. Durch Zusatzzeichen kann die Benutzung einer Fußgängerzone für 
andere Verkehrsarten freigegeben werden. Diese sind dem Fußgängerver-
kehr untergeordnet und müssen Schrittgeschwindigkeit fahren (Abschnitt 
5, 21 Nr. 1 und 2 i. V. m. 18 Nr. 2 in Anlage 2 zu § 41 StVO).

Die zugelassenen Ausnahmen in Fußgängerzonen, beispielsweise Rad, 
Taxi oder Lieferver-kehr, sind an die Bedürfnisse der jeweiligen Örtlichkeit 
angepasst und anhand der Beschilderung ersichtlich. Wenn Ausnahmen 
zugelassen sind, können diese, ggf. zeitlich beschränkt, die Fußgängerzone 
in Schrittgeschwindigkeit befahren. Die zeitliche Beschränkung der Zufahrt 
wird etwa im Rahmen der Altstadt-Fußgängerbereiche-Satzung unter-
schiedlich geregelt (vgl. § 4 Abs 2: bis 10.15 Uhr/bis 12.45 Uhr). Alle nicht 
durch Zusatzzeichen zugelassenen Personengruppen dürfen die Fußgän-
gerzone grundsätzlich nicht befahren. Sollte das Befahren in zwingend not-
wendigen Einzelfällen erforderlich sein, ist eine Ausnahmegenehmigung 
nach § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 StVO erforderlich.

Auch hinsichtlich der Zufahrt für Taxis und für Patient*innen gibt es eine 
einheitliche Verwaltungspraxis, welche im Rahmen der Antwort zur Stadt-
ratsanfrage Nr. 14-20/A 03930 (https://risi.muenchen.de/risi/ 
dokument/v/5291816), kommuniziert wurde. Diese Ausführungen wurden 
zuletzt im Juni 2023 gegenüber der Taxi München eG als weiterhin gültig 
bestätigt und sind mit Polizeipräsidium und Verkehrsüberwachung abge-
stimmt. So kann sichergestellt werden, dass eine Erreichbarkeit von Arzt-
praxen, insbesondere in dringenden Fällen, stets ge-währleistet ist.

Frage 3: 
Wie werden den Betroffenen die Zufahrtsregelungen für die Münchner 
Fußgängerzonen jeweils kommuniziert? 

Antwort: 
Das Mobilitätsreferat informiert die betroffenen Personengruppen vor Ein-
richtung der Fußgängerzonen in geeigneter Weise. Zum einen greift für die 
Fußgängerbereiche in der Innenstadt die Altstadt-Fußgängerbereiche-Sat-

https://risi.muenchen.de/risi/dokument/v/5291816
https://risi.muenchen.de/risi/dokument/v/5291816
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zung. Diese ist öffentlich zugänglich und in dieser sind die Regelungen und 
mögliche Ausnahmen enthalten.

Der jeweils zuständige Bezirksausschuss wird als Vertreter der Bürger*in-
nen vor Anordnung einer Fußgängerzone in das Verfahren eingebunden 
und angehört. Falls erforderlich, erfolgt eine erweiterte Information an die 
Betroffenen, wie beispielsweise im Falle der Westenriederstraße oder der 
Weißenburger Straße:
Vor Einrichtung der Fußgängerzone in der Westenriederstraße sowie der 
testweisen Umsetzung der Fußgängerzone in der Weißenburger Straße 
wurde den Anwohnenden sowie Gewerbetreibenden postalisch die Zu-
fahrtsbeschränkungen und die Möglichkeiten zur Beantragung von Zu- 
fahrtserlaubnissen ausführlich dargelegt. Im Falle der Weißenburger Straße 
fanden außerdem drei Öffentlichkeitsveranstaltungen statt, in welchen die 
Betroffenen informiert wurden. Ferner wurde die Öffentlichkeit über Pla-
kate, die im Umfeld angebracht wurden, in Kenntnis gesetzt.

Ebenso wurde für die Weißenburger Straße eine Website eingerichtet, in 
welcher die Betroffenen die Informationen abrufen können. Die Website 
wird fortlaufend aktualisiert.

Darüber hinaus sind die Voraussetzungen für die Erteilung von Zufahrtser-
laubnissen jederzeit online auf muenchen.de abrufbar. 

Zudem stehen die Kolleg*innen der Bezirksinspektion Mitte des Kreisver-
waltungsreferates bei Fragen unter zufahrtserlaubnisse.kvr@muenchen.de 
zur Verfügung.

Frage 4: 
Wie viele Anträge auf Zufahrtserlaubnis wurden im Jahr 2023 gestellt? 
Wie viele davon wurden seitens der Stadtverwaltung genehmigt? Bitte 
aufgeschlüsselt nach Fußgängerzone/Sommerstraße/beschränkt-öffentlich 
gewidmeten Wegen und dem Grund der Zufahrtserlaubnis (Umzug, Arzt-
besuch, Pflege, Anwohner etc.) darstellen. 

Antwort: 
Im Jahr 2023 wurden stadtweit insgesamt ca. 1.750 Erlaubnisanträge ge-
stellt. Davon konnten in 1.600 Fällen Zufahrtserlaubnisse erteilt werden, 
was einer prozentualen Genehmigungsrate von über 90% entspricht.
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Die Bezirksinspektion des Kreisverwaltungsreferates führt keine aufge-
schlüsselte Statistik nach Gründen für eine benötigte Zufahrtserlaubnis, 
sodass hierzu keine Aussage getroffen werden kann.

Frage 5: 
Wird statistisch erhoben, ob den Betroffenen die Zufahrtsregelungen be-
kannt sind? Falls ja, wie? Falls nein, warum nicht? 

Antwort: 
Eine statistische Auswertung darüber, ob den Betroffenen die Zufahrts-
regelungen bekannt sind, erfolgt nicht. Bei neu geschaffenen Fußgänger-
zonen erfolgt eine umfassende Information an alle Betroffenen durch das 
MOR (vgl. Frage 3). In den bereits lange bestehenden Fußgängerzonen 
sind die Regelungen sowohl bei Gewerbetreibenden als auch Anwoh-
ner*innen sowie den Arztpraxen hinreichend bekannt, wie den regelmäßig 
eingehenden Anträgen zu entnehmen ist.

Frage 6: 
In vielen Fällen scheinen teilweise auch mit Kosten verbundene Anträge 
oder Bescheinigungen benötigt zu werden, um eine Zufahrtsberechtigung 
zu belegen. Welche Möglichkeiten sieht die Verwaltung, den organisatori-
schen und finanziellen Aufwand für solche Anträge sowohl bei den Betrof-
fenen als auch seitens der Stadtverwaltung zu reduzieren? Bitte bei der 
Antwort auch auf die Bedürfnisse von Patiententransporten mit dem Taxi, 
Pflegediensten oder pflegenden Angehörigen eingehen. 

Antwort: 
Die Erteilung von Zufahrtserlaubnissen ist stets kostenpflichtig. Die Kosten 
variieren je nach Gesamtgewicht der Fahrzeuge. Der vollständige Gebüh-
renrahmen kann der Dienstleistungsseite auf muenchen.de entnommen 
werden. Bei Fahrzeugen über 7,5 Tonnen Gesamtgewicht werden pro Er-
laubnis 22 Euro Verwaltungsgebühr fällig sowie zusätzlich eine Sondernut-
zungsgebühr, die sich nach Nutzungstagen bemisst.

Bei Fahrzeugen bis 7,5 Tonnen Gesamtgewicht werden Verwaltungsge-
bühren zwischen 15 Euro und 60 Euro fällig. Um den Aufwand für Antrag-
steller*innen sowie die Bezirksinspektion gering zu halten, werden für An-
wohner*innen Zufahrtserlaubnisse befristet für drei Jahre ausgestellt. Die 
Verwaltungsgebühr beträgt hierfür ebenfalls 15 Euro.

Kostenpflichtige Bescheinigungen müssen für die Erteilung einer Zufahrts-
erlaubnis nicht vorgelegt werden. Regelmäßig reichen hierfür zum Beispiel 



Rathaus Umschau
27.1.2025, Seite 25

Mietverträge über private Stellplätze, eine Gewerbeanmeldung für Gewer-
bebetriebe, ein Routenplan für Medizintransporte oder eine Terminbestäti-
gung des behandelnden Arztes aus.

Frage 7: 
Stellt die Stadtverwaltung Ärztinnen und Ärzten ein Formblatt für Bestäti-
gungen, dass bestimmte Patientinnen und Patienten wegen ihrer gesund-
heitlichen Einschränkungen eine Zufahrtserlaubnis benötigen, zur Verfü-
gung? Falls nein, warum nicht? Ist über die Bestätigung der Ärztin bzw. 
des Arztes hinaus noch ein Antrag für eine Zufahrtserlaubnis bei der Stadt-
verwaltung nötig? Falls ja, warum? Mit welchem zeitlichen Vorlauf und wel-
chen Kosten muss gerechnet werden? Wie wird hierbei abgebildet, dass 
Arzttermine häufig kurzfristig stattfinden? 

Frage 8: 
Wie lange dauert das Ausstellen einer Zufahrtsberechtigung üblicher-
weise? 

Antwort zu Frage 7 und 8: 
Seitens der Bezirksinspektion Mitte wird kein Formblatt bereitgestellt. Wie 
in Frage 6 mitgeteilt, reicht hier auch eine bloße Terminbestätigung des be-
handelnden Arztes aus. 

Termine werden erfahrungsgemäß häufig online oder telefonisch verein-
bart, sodass die behandelten Personen regelmäßig keinen unmittelbaren 
Zugang zu derartigen Formblättern hätten und dadurch die Antragstellung 
komplizierter würde. 

Zusätzlich wird jedoch eine Zufahrtserlaubnis benötigt, da eine bloße Ter-
minbestätigung nicht zur Einfahrt in die Fußgängerzone berechtigt. Die 
Kosten (vgl. Frage 6) können unter muenchen.de. eingesehen werden. 
Zufahrtserlaubnisse können jederzeit auch zeitnah ausgestellt werden, 
sodass auch kurzfristig vereinbarte Arzttermine wahrgenommen werden 
können. Bei Antragseingang wird stets zuerst geprüft, wann die Erlaubnis 
benötigt wird. Derartige Fälle werden dann priorisiert. 

Bei dem neuen Online-Antragsformular für Zufahrtserlaubnisse generiert 
das System automatisch einen gesonderten „Eil-Betreff“, wenn das Da-
tum der Zufahrtserlaubnis weniger als 10 Tage in der Zukunft liegt. So kann 
sichergestellt werden, dass jede Erlaubnis pünktlich ausgestellt und abge-
holt bzw. verschickt werden kann.

Die Bearbeitungszeit für Zufahrtserlaubnisse beträgt im Schnitt zwei Werk-
tage, eilige Erlaubnisse werden stets am selben Tag erstellt.
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Öffentliche Toilette an der U-Bahnstation Freimann  
Antrag Stadträte Delija Balidemaj, Michael Dzeba, Thomas  
Schmid und Professor Dr. Hans Theiss (Stadtratsfraktion  
der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
Parkhaus an der U-Bahnstation Garching-Hochbrück 
Antrag Stadträte Delija Balidemaj, Hans-Peter Mehling,  
Thomas Schmid und Professor Dr. Hans Theiss (Stadt- 
ratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 
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Öffentliche Toilette an der U-Bahnstation Freimann 
 
 
Die Landeshauptstadt München errichtet an der U-Bahnstation Freimann eine öffentliche 
Toilette.  
 
Begründung 
 
Viele Nutzer erleichtern sich auf dem Weg zu oder von der U-Bahnstation Freimann im 
öffentlichen Raum bzw. auch auf privatem Grund. Um diesem Zustand entgegenzuwirken, sollte 
eine öffentliche Toilette in der U-Bahnstation Freimann errichtet werden. Ein sinnvoller Ort 
könnte der frühere Kiosk der Station sein. 
 
 
 
Prof. Dr. Hans Theiss (Initiative)     Thomas Schmid 
Stv. Fraktionsvorsitzender       Stadtrat 
 
 
 
Michael Dzeba       Delija Balidemaj 
Stadtrat         Stadtrat 
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Parkhaus an der U-Bahnstation Garching-Hochbrück 
 
Die Landeshauptstadt München geht auf die Stadt Garching und den Landkreis München zu, um 
auf dem bestehenden P+R Parkplatz an der U-Bahnstation Garching-Hochbrück ein Parkhaus zu 
errichten. 
 
Begründung: 
 
Der Parkdruck in Schwabing-Freimann ist an den Tagen der Fußball-Spiele in der Allianz Arena 
enorm. Der Verkehr kollabiert, es wird in unzumutbarer Weise „wildgeparkt“ bzw. den 
Anwohnern werden die regulären Parkplätze weggenommen oder Anwohner werden 
dergestalt „belästigt“, ob nicht in privaten Einfahrten für die Dauer des Stadionbesuches 
geparkt werden könne. Bewohner aus Garching berichten ebenfalls von hohem Parkdruck bei 
Fußballspielen.1 Um hier für die Anwohner Entlastung zu schaffen, aber auch die Anreise für die 
Fußballfans zu verbessern, sollte ein Parkhaus auf der großen P+R Parkfläche an der U-
Bahnstation Garching-Hochbrück geschaffen werden. Eine Kofinanzierung der 
Landeshauptstadt München aus Mitteln der Stellplatzablöse soll ebenfalls geprüft werden. 
 
 
 
Prof. Dr. Hans Theiss (Initiative)  Thomas Schmid  Delija Balidemaj 
Stv. Fraktionsvorsitzender    Stadtrat   Stadtrat 
 
 
Hans-Peter Mehling  
Stadtrat 
 

 
1 https://www.garching.de/infosystem/vo020?0--attachments-expandedPanel-content-body-rows-1-cells-
2-cell-link&VOLFDNR=1000075&refresh=false  

https://www.garching.de/infosystem/vo020?0--attachments-expandedPanel-content-body-rows-1-cells-2-cell-link&VOLFDNR=1000075&refresh=false
https://www.garching.de/infosystem/vo020?0--attachments-expandedPanel-content-body-rows-1-cells-2-cell-link&VOLFDNR=1000075&refresh=false


G
es

el
ls

ch
af

te
n

 

  

Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Montag, 27. Januar 2025 

 
 

Wärmefonds: 19,3 Millionen Euro Unterstützung  
für mehr als 15.400 Münchner Haushalte  
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Wärmefonds: 19,3 Millionen Euro Unterstüt-

zung für mehr als 15.400 Münchner Haushalte 

 
(27.1.2024) In den zwei Jahren seines Bestehens haben mehr 

als 15.400 Haushalte vom Münchner Wärmefonds profitiert. Ins-

gesamt wurden über 19,3 Millionen Euro bewilligt. Der Wärme-

fonds wurde Anfang 2023 wurde vom Sozialreferat, den Münch-

ner Wohlfahrtsverbänden und den SWM ins Leben gerufen, um 

Menschen mit niedrigem Einkommen zu helfen, ihre Rechnungen 

für die gestiegenen Heizkosten zu bezahlen. Die SWM haben 

den Wärmefonds mit 20 Millionen Euro ausgestattet. Zum Jah-

resende 2024 ist er ausgelaufen.  

 

Dieter Reiter, Oberbürgermeister: „Die auch im zweiten Jahr 

hohe Nachfrage hat gezeigt, dass die Hilfe ankommt. Gut 30.500 

Münchnerinnen und Münchner aus allen Altersgruppen haben 

profitiert, insbesondere Seniorinnen und Senioren sowie Familien 

mit Kindern und Jugendlichen. Der Wärmefonds hat die beste-

henden Unterstützungsangebote der Landeshauptstadt perfekt 

ergänzt. Die Stadt, die Stadtwerke München und die Wohlfahrts-

verbände haben durch ihre gute Zusammenarbeit sichergestellt, 

dass das Geld bei den Menschen ankommt, die es brauchen.“ 

 

Dr. Florian Bieberbach, Vorsitzender der SWM Geschäftsfüh-

rung: „Die außerordentlich gute Kooperation zwischen dem Sozi-

alreferat, der Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege 

und den Stadtwerken München hat dieses Projekt so erfolgreich 

gemacht und dafür gesorgt, dass auch einkommensschwache 

Münchnerinnen und Münchner gut durch die Energiekrise ge-

kommen sind. Ich danke allen Beteiligten für ihren Einsatz.“ 

 

Karin Majewski, Geschäftsführerin Paritätischer Wohlfahrtsver-

band Oberbayern und Sprecherin der Arbeitsgemeinschaft der 

freien Wohlfahrtspflege in München: „Wir bedanken uns bei den 

http://www.swm.de/


 

 

SWM für die 20 Millionen Euro sowie beim Sozialreferat und den 

SWM für die wunderbare Kooperation. Wir danken auch all den 

Wärmfondsberaterinnen und -beratern, die an vielen Einsatzorten 

gute Beratung, eine schnelle Bearbeitung und Auszahlung si-

cherstellen konnten. Die Stadt hat gezeigt, dass sie in schweren 

Zeiten solidarisch und sozial bleibt. Die Wohlfahrtsverbände setz-

ten sich auch weiterhin für den Zusammenhalt und für Menschen 

in Not ein.“ 

 

Die Beteiligten haben breit zum Wärmefonds informiert – mit der 

Wärmefonds-Webseite, der Energie-Hotline der Diakonie Mün-

chen und Oberbayern oder direkt bei den Anlaufstellen der Stadt 

und der Wohlfahrtsverbände. Münchner*innen, die auf Hilfen an-

gewiesen sind, konnten einen Heizkosten-Zuschuss erhalten, pro 

Einzelperson und Jahr 700 Euro und für jede weitere Person im 

Haushalt zusätzlich 300 Euro. Die Entscheidung über die 

Vergabe sowie die Auszahlungen hatten das Sozialreferat und 

die Münchner Wohlfahrtsverbände übernommen. 
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Bürgermeisterin Verena Dietl besichtigt 
Krankenhausneubau der München Klinik Harlaching 
 

München, 27. Januar 2025. Münchens Bürgermeisterin Verena Dietl hat heute 

zusammen mit der stellvertretenden Gesundheitsreferentin Dr. Susanne Herrmann den 

laufenden Neubau der München Klinik Harlaching besucht. Fertigstellung des Neubaus 

und Bezug durch die Fachabteilungen ist für Ende 2025 geplant. 

 

Bürgermeisterin Verena Dietl: „Mit der neuen Einrichtung steht nicht nur den 

Harlachinger*innen sondern allen Münchner*innen noch in diesem Jahr eine top-

moderne neue Klinik zur Verfügung. Ein großes Notfall- und Traumazentrum wird dann 

die Notfallversorgung für den Münchner Süd-Osten übernehmen. Mit den zahlreich 

vertretenen medizinischen Fachzentren übernimmt Harlaching in diesem Bereich die 

Rolle als Maximalversorger ein“. 

 

In Harlaching entsteht mit einer Investitionssumme 

von 255 Millionen Euro bis Ende 2025 ein 

fünfgeschossiger Neubau auf 31.000 

Quadratmetern Nutzfläche mit 550 Betten und 

teilstationären Plätzen. In der Klinik werden künftig 

ein Notfallzentrum, ein Gefäßzentrum, eine 

Abdominalzentrum, ein Neurozentrum, ein 

onkologisches Zentrum mit Palliativmedizin, eine 

Geriatrie inkl. Alterstraumatologie, ein Bereich für 

seelische Gesundheit sowie ein Eltern-Kindzentrum vorgehalten. Wichtige 

Versorgungsbereiche, allem voran die Bereiche Traumamedizin (überregionales 

Traumazentrum), Schlaganfallversorgung, Geburten und Kindermedizin sowie 

Altersmedizin, werden gezielt ausgebaut. Für kurze Transportwege für Schwerverletzte in 

den Schockraum oder in den OP hat der Neubau einen Hubschrauberlandeplatz auf dem 

Dach. Zusätzlich wird es Dachterrassen geben, auf denen die Mitarbeitenden mit Blick 

ins Grüne ihre Pause machen können und auch Patient*innen „frische Luft schnappen“ 

können.  

 

Die Bürgermeisterin betont: „Die Inbetriebnahme des neuen Klinikums ist ein weiteres 

und deutliches Zeichen, dass die Landeshauptstadt hinter ihren Kliniken steht und ihrer 

Verpflichtung zur Daseinsvorsorge bei der gesundheitlichen Versorgung seiner 

Bürger*innen nachkommt. Der Münchner Stadtrat hat mit seinem Medizin- und 

Baukonzept die richtigen Weichen dafür gestellt, dass die München Klinik dauerhaft die 

kommunale stationäre Gesundheitsversorgung in München sicherstellen wird.“ 
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Über die München Klinik Harlaching 

Die München Klinik Harlaching ist die Klinik im Grünen und bietet die bestmögliche 

medizinische Versorgung im Münchner Süden direkt vor der Haustür. Jährlich versorgt das 

Krankenhaus rund 78.000 Patient*innen - davon rund 30.000 Notfallpatient*innen. Über 

2.000 Babys kommen hier jedes Jahr zur Welt, davon rund 40 Frühgeborene mit einem 

Geburtsgewicht unter 1.500 Gramm. Im neurologischen Zentrum werden jährlich 1.200 

Patient*innen mit Schlaganfall versorgt – und über das telemedizinische 

Schlaganfallnetzwerk TEMPiS zusätzlich über 7.000 Schlaganfallpatient*innen in Kliniken 

im bayerischen Umland. Moderne Medizin braucht aber auch moderne bauliche Strukturen. 

Diese bietet der geplante Neubau, der die bestehenden Gebäude – insbesondere das 

Haupthaus ist in die Jahre gekommen und entspricht nicht mehr modernen Anforderungen 

– ersetzen wird und die Zentren unter einem Dach zusammenfasst. Bereiche wie die 

Schlaganfallversorgung, Geburten, Kinder- und Altersmedizin werden gezielt ausgebaut. 

Weitere Informationen: muenchen-klinik.de/zukunft. 

 
Fotos zum Download: https://www.muenchen-klinik.de/unternehmen/presse/ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Linkes Foto (v.l.n.r.): Bei der Besichtigung vor dem neuen Gebäude der München Klinik Harlaching, die 
Ende 2025 bezogen werden soll: Dr. Götz Brodermann (Vorsitzender der Geschäftsführung MüK), 
Bürgermeisterin Verena Dietl, MüK-Bauchef Michael Bergmann-Mitzel, Petra Geistberger 
(Personalgeschäftsführerin/CHRO und Arbeitsdirektorin MüK), Dr. Susanne Herrmann (stv. Leiterin GSR), 
MüK-Projektleiter Neubau Harlaching Michael Kapfhammer, Dr. Tim Guderjahn (kaufmännischer 
Geschäftsführer MüK). 
 
Rechtes Foto (v.l.n.r.): Auf dem Hubschrauberlandeplatz: Bürgermeisterin Verena Dietl, Dr. Susanne 
Herrmann (stv. Leiterin GSR), Dr. Tim Guderjahn (kaufmännischer Geschäftsführer MüK), Dr. Götz 
Brodermann (Vorsitzender der Geschäftsführung MüK) und Petra Geistberger 
(Personalgeschäftsführerin/CHRO und Arbeitsdirektorin MüK). 
 
Bildnachweis: München Klinik. 
 
Die München Klinik ist mit Kliniken in Bogenhausen, Harlaching, Neuperlach, Schwabing und Europas größter Hautklinik in 
der Thalkirchner Straße Deutschlands zweitgrößte kommunale Klinik und der größte und wichtigste Gesundheitsversorger 
der Landeshauptstadt München. Die München Klinik bietet als starker Klinikverbund Diagnostik und Therapie für alle 
Erkrankungen in München und im Umland und genießt deutschlandweit einen ausgezeichneten Ruf – mit innovativer und 
hoch spezialisierter Medizin und Pflege und gleichzeitig als erster Ansprechpartner für die medizinische Grundversorgung. 
Rund 110 000 Menschen lassen sich hier im Schnitt pro Jahr stationär und teilstationär behandeln. Mit jährlich über 6000 
Geburten kommen hier deutschlandweit die meisten Babys zur Welt. Auch in der Notfallmedizin ist die München Klinik die 
Nummer 1 der Stadt: Über 130 000 Menschen werden jedes Jahr in den vier Notfallzentren aufgenommen – das entspricht 
rund einem Drittel aller Notfälle der Landeshauptstadt. Die Kliniken sind entweder Lehrkrankenhaus der Ludwig-
Maximilians-Universität oder der Technischen Universität München. Die hauseigene Pflege-Akademie ist mit rund 500 
Ausbildungsplätzen die größte Bildungseinrichtung im Pflegebereich in Bayern. Als gemeinnütziger Verbund finden in der 
München Klinik Daseinsvorsorge und herausragende Medizin zusammen und stellen das Gemeinwohl in den Vordergrund: 
Über die medizinisch-pflegerische Versorgung hinaus gibt es großen Bedarf, der vom Gesundheitssystem nicht refinanziert 
wird – wie etwa das Spielzimmer für Geschwisterkinder. Und auch die Mitarbeitenden aus Medizin und Pflege, die sich mit 
ihrer täglichen Arbeit für die Gesundheitsversorgung Münchens einsetzen, können von Zuwendungen in Form von Spenden 
profitieren – beispielsweise durch die Finanzierung von zusätzlicher Ausstattung, Erholungsmöglichkeiten und 
Fortbildungen. Dafür zählt jeder Euro. 

http://www.muenchen-klinik.de/zukunft
https://www.muenchen-klinik.de/unternehmen/presse/
https://www.muenchen-klinik.de/
https://www.muenchen-klinik.de/spende/geld-spende/
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